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I. Zum Inhalt des Gesetzes

Mit dem Gesetz wird insbesondere die EU-Richtlinie über Normen für die An-
erkennung von Drittstaatsangehörigen oder Staatenlosen als Personen mit An-
spruch auf internationalen Schutz umgesetzt. Die Richtlinie legt u. a. die Vo-
raussetzungen für die Zuerkennung internationalen Schutzes fest. Der internati-
onale Schutz umfasst sowohl die Flüchtlingseigenschaft im Sinne des Abkom-
mens über die Rechtsstellung der Flüchtlinge als auch den internationalen sub-
sidiären Schutz. Darüber hinaus bestimmt die Richtlinie die mit dem jeweiligen
Schutzstatus verknüpften Rechte. Die Richtlinie führt zu Statusverbesserungen
für international subsidiär Schutzberechtigte und grenzt den internationalen
subsidiären Schutz klarer von den nationalen Abschiebungsverboten ab. Ebenso
wie der Flüchtlingsstatus ist der internationale subsidiäre Schutz z. B. ausge-
schlossen, wenn ein Ausländer bestimmte schwere Straftaten verübt hat. Die na-
tionalen Abschiebungsverbote können nicht ausgeschlossen werden, da sie erst
greifen, wenn trotz drohender Gefahren für Leib, Leben oder Freiheit kein
Schutzstatus gewährt wird.

Ein Asylantrag beinhaltet nunmehr neben dem Antrag auf Gewährung der
Asylberechtigung auch den Antrag auf Zuerkennung von internationalem
Schutz. Dieser Antrag umfasst den Flüchtlingsschutz und den subsidiären
Schutz nach der o. g. Richtlinie.

Als Konsequenz führt das Gesetz zu einer Zuständigkeitsänderung gegenüber
der bisherigen Rechtslage, wenn der Asylbewerber sich ausschließlich auf in-
ternationalen subsidiären Schutz beruft. Die Zuständigkeit hierüber liegt in die-
sen Fällen nicht mehr wie bisher bei der Ausländerbehörde, sondern beim Bun-
desamt für Migration und Flüchtlinge. Für Entscheidungen über nationale Ab-
schiebungsverbote bleibt die Ausländerbehörde weiterhin zuständig.

Des Weiteren sieht das Gesetz insbesondere klarstellende und redaktionelle
Änderungen im Asylverfahrensgesetz und Aufenthaltsgesetz vor.
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II. Zum Gang der Beratungen

Der Bundesrat hatte am 3. Mai 2013 zu dem Gesetzentwurf Stellung genom-
men. Er forderte die Einführung eines einstweiligen Rechtsschutzes bei Über-
stellungen im Dublin II-Verfahren. Des Weiteren sei die Zuständigkeit für Ent-
scheidungen über das Vorliegen eines zielstaatsbezogenen Abschiebungsver-
bots dem Bundesamt für Migration und Flüchtlinge zu übertragen.

Der Deutsche Bundestag hat in seiner 244. Sitzung am 7. Juni 2013 das Gesetz
mit Maßgaben, im Übrigen unverändert beschlossen.

Hierbei ist der Deutsche Bundestag der Forderung des Bundesrates bezüglich
der Einführung eines einstweiligen Rechtsschutzes bei Überstellungen im Dub-
lin-II-Verfahren nachgekommen. In einem Überstellungsfall nach der Dublin II-
Verordnung kann innerhalb einer Woche nach Bekanntgabe die aufschiebende
Wirkung der Entscheidung nach der Verwaltungsgerichtsordnung beantragt
werden. Bei rechtzeitiger Antragstellung ist die Abschiebung vor der gerichtli-
chen Entscheidung nicht zulässig.

Die Forderung der Übertragung bestimmter Zuständigkeiten auf das Bundesamt
für Migration und Flüchtlinge hat der Deutsche Bundestag nicht aufgegriffen.

III. Empfehlung des Ausschusses

Der Ausschuss für Innere Angelegenheiten empfiehlt dem Bundesrat, den
Vermittlungsausschuss nicht anzurufen.

Ferner empfiehlt er, eine Entschließung zu fassen. In dieser soll der Bundesrat
u. a. feststellen, dass die Anrufung des Vermittlungsausschusses nur nicht er-
folgt sei, weil diese den Abschluss des Gesetzgebungsverfahrens in dieser Le-
gislaturperiode und damit die fristgerechte Umsetzung der Richtlinie gefährden
könne. Der Bundesrat hielte an seiner Forderung fest, der die Zuständigkeit für
Entscheidungen über das Vorliegen zielstaatsbezogener Abschiebungsverbote
nach nationalem Recht unabhängig von einem Asylverfahren auf das Bundes-
amt für Migration und Flüchtlinge zu übertragen. Als für die Durchführung der
Asylverfahren zuständige Behörde verfüge das Bundesamt über die erforderli-
che Kompetenz zur Beurteilung aller zielstaatsbezogenen Abschiebungsverbote.
Die Bundesregierung werde aufgefordert, bei dem nächsten Gesetzentwurf zur
Änderung des Aufenthalts- bzw. Asylverfahrensgesetzes die Übertragung der
vollständigen Zuständigkeit für die Entscheidung über das Vorliegen zielstaats-
bezogener Abschiebungsverbote außerhalb eines Asylverfahrens vorzusehen.

Wegen der weiteren Einzelheiten wird auf BR-Drucksache 495/1/13 verwiesen.


